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75. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes 
der Welt 

76. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den Schutz von Kindern und die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption 

77. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den Beitritt der Republik Öster-
reich, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zu dem Überein-
kommen über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnbe-
richtigungen zwischen verbundenen Unternehmen 

78. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags 
über die Europäische Union über das vereinfachte Auslieferungsverfahren zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

79. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M112 gemäß Rn. 2010 und 
10 602 des ADR betreffend die Beförderung von Gärungsessig (durch Gärung 
hergestellter Essig) und Essigsäure in Lebensmittelqualität (Essigessenz) mit 
Essigsäure in Konzentration bis 25% 

80. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags 
über die Europäische Union über die Auslieferung zwischen den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union 

81. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M119 gemäß Abschnitt 1.5.1 
des ADR betreffend die Beförderung von gefährlichen Gütern der Klassen 1 
bis 9 nach und von Flughäfen 

 

75. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt 

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der UNESCO haben folgende weitere Staaten ihre Ratifika-
tions- bzw. Annahmeurkunden zum Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt 
(BGBl. Nr. 60/1993, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 128/2001) hinterlegt: 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Ratifikations- bzw. Annahme-

urkunde: 

Bhutan 17. Oktober 2001 
Eritrea 24. Oktober 2001 
Samoa 28. August 2001 
Vereinigte Arabische 
Emirate 

 
11. Mai 2001 

Einer weiteren Mitteilung des Generaldirektors zufolge hat Jugoslawien am 11. September 2001 er-
klärt, sich rückwirkend mit 27. April 1992 weiterhin an das Übereinkommen gebunden zu erachten. 

Schüssel 

76. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
internationalen Adoption 

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten des Königreichs der Niederlan-
de hat Slowenien am 24. Jänner 2002 seine Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über den Schutz 
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von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption (BGBl. III 
Nr. 145/1999, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 49/2002) hinterlegt. 

Schüssel 

77. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über den Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des 
Königreichs Schweden zu dem Übereinkommen über die Beseitigung der Doppel-
besteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union haben folgende weitere 
Staaten ihre Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen über den Beitritt der Republik Österreich, der 
Republik Finnland und des Königreichs Schweden zu dem Übereinkommen über die Beseitigung der 
Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen (BGBl. III 
Nr. 199/1999) hinterlegt: 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde: 

Belgien 23. Jänner 2002 
Deutschland  7. Juli 2000 
Schweden 24. Jänner 2000 
Spanien  8. Oktober 1999 

Schüssel 

78. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über das 
vereinfachte Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union hat das Vereinigte König-
reich am 20. Dezember 2001 seine Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen auf Grund von Artikel 
K.3 des Vertrags über die Europäische Union über das vereinfachte Auslieferungsverfahren zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (BGBl. III Nr. 169/2000, letzte Kundmachung des Gel-
tungsbereichs BGBl. III Nr. 254/2001) hinterlegt und die Anwendung des Übereinkommens gemäß sei-
nem Artikel 16 Absatz 3 erklärt. 

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat das Vereinigte Königreich nachstehenden 
Vorbehalt erklärt und folgende weitere Erklärungen abgegeben: 

Artikel 7 
Das Vereinigte Königreich macht einen Vorbehalt dahin gehend geltend, dass die in Haft genomme-

ne Person berechtigt ist, ihre Zustimmung vor einer der gemäß Artikel 15 bestimmten zuständigen Be-
hörden zu erklären. 

Artikel 9 
Das Vereinigte Königreich erklärt, dass die Vorschriften des Artikels 14 des Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommens keine Anwendung finden, wenn die Person gemäß Artikel 7 des vorliegenden 
Übereinkommens der Auslieferung zustimmt. 

Artikel 12 
Das Vereinigte Königreich beabsichtigt, Artikel 12 Absätze 1 und 2 anzuwenden. 

Artikel 14 
Artikel 14 findet auf das Vereinigte Königreich wegen seines Vorbehalts zu Artikel 21 des Europäi-

schen Auslieferungsübereinkommens keine Anwendung. 

Artikel 15 
Das Vereinigte Königreich erklärt im Einklang mit Artikel 15, dass das Ministerium des Inneren, die 

schottischen Minister, das schottische Justizministerium, Senior District Judge (Chief Magistrate) oder 
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andere District Judge (Magistrates’ Courts) sowie ein Sheriff of Lothian and Borders zuständige Behör-
den im Sinne der Artikel 4 bis 8 und 10 sind. 

Schüssel 

79. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen 
Vereinbarung M112 gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR betreffend die Beförderung von 
Gärungsessig (durch Gärung hergestellter Essig) und Essigsäure in Lebensmittelqualität 
(Essigessenz) mit Essigsäure in Konzentration bis 25% 

Die Multilaterale Vereinbarung M112 gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR betreffend die Beför-
derung von Gärungsessig (durch Gärung hergestellter Essig) und Essigsäure in Lebensmittelqualität (Es-
sigessenz) mit Essigsäure in Konzentration bis 25% (BGBl. III Nr. 115/2001, letzte Kundmachung des 
Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 58/2002) wurde von Spanien am 11. Oktober 2001 unterzeichnet. 

Schüssel 

80. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über die 
Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union hat das Vereinigte König-
reich am 20. Dezember 2001 seine Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen auf Grund von Artikel 
K.3 des Vertrags über die Europäische Union über die Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (BGBl. III Nr. 143/2001, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III 
Nr. 255/2001) hinterlegt und die Anwendung des Übereinkommens gemäß seinem Artikel 18 Absatz 4 
erklärt: 

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat das Vereinigte Königreich folgende weite-
re Erklärungen abgegeben: 

Artikel 11 
Auf Grund von Artikel 11 erklärt das Vereinigte Königreich, dass in seinen Beziehungen zu anderen 

Mitgliedstaaten, die die gleiche Erklärung abgegeben haben, die Zustimmung nach Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a des Europäischen Auslieferungsübereinkommens als erteilt angesehen wird, sofern es nicht 
bei der Bewilligung der Auslieferung im Einzelfall etwas anderes mitteilt. 

Artikel 13 
Gemäß Artikel 13 Absatz 2 benennt das Vereinigte Königreich die folgenden zentralen Behörden, 

die beauftragt sind, die Auslieferungsersuchen im Sinne von Artikel 13 Absatz 1 zu übermitteln und in 
Empfang zu nehmen. Für Ersuchen, die an das Vereinigte Königreich gerichtet werden, sind das Innen-
ministerium (Home Office) und das Ministerium für Schottland (Scotland Office) zuständig. Für Ersu-
chen des Vereinigten Königreichs sind das Innenministerium, das schottische Justizministerium (Scottish 
Executive Justice Department) und das Ministerium für Nordirland (Northern Ireland Office) zuständig. 

Artikel 16 
Artikel 16 findet auf das Vereinigte Königreich wegen seines Vorbehalts gegen Artikel 21 des Eu-

ropäischen Auslieferungsübereinkommens keine Anwendung. 

Schüssel 

81. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen 
Vereinbarung M119 gemäß Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung von 
gefährlichen Gütern der Klassen 1 bis 9 nach und von Flughäfen 

Die Multilaterale Vereinbarung M119 gemäß Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung 
von gefährlichen Gütern der Klassen 1 bis 9 nach und von Flughäfen (BGBl. III Nr. 10/2002) wurde von 
Schweden am 5. Februar 2002 unterzeichnet. 

Schüssel 


